
  

Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Umwelt, Energie und 
Sauberkeit  -

  
Tagesordnung I  Punkt 9.1 der öffentlichen Sitzung am 16. August 2011

Vorlagen-Nr. 11-F-23-0005

Wirksamer Schutz vor Luftverschmutzung durch Straßenverkehr
Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und SPD vom 09.08.2011

Der Ausschuss für Umwelt, Sauberkeit und Energie möge beschließen:
Der Magistrat wird gebeten zu berichten, 
 

 welchen Wortlaut das Schreiben des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr und 
Landesentwicklung vom 16. März an die Landeshauptstadt Wiesbaden hatte, 

 wann das Schreiben und mit welchem Inhalt (Wortlaut) beantwortet wurde, 
 wie der Wortlaut des Schreibens des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr und 

Landesentwicklung vom 26. April an die Landeshauptstadt Wiesbaden lautete, 
 welche konkrete Antwort Wiesbaden hierauf wann gab (Wortlaut), 
 ob und wenn ja, welche Zahlen die Landeshauptstadt Wiesbaden dem Hessischen 

Verkehrs- bzw. dem Hessischen Umweltministerium zum Anteil von Lastkraftwagen am 
Gesamtverkehrsaufkommen in Wiesbaden sowie zum Anteil des Lkw-Durchgangsverkehrs 
am Lkw-Verkehr insgesamt vorgelegt hat und welche Umgehungsstrecken für Lkw 
vorgeschlagen wurden, 

 welches Gebiet für die regionale Umweltzone zusammen mit Mainz vorgeschlagen wurde, 
 ob und wenn ja, welche neue Gebietsabgrenzung bei der Umweltzone vorgeschlagen 

wurde, nachdem Mainz sich von der gemeinsamen Maßnahme distanziert hatte, 
 wie die Landeshauptstadt Wiesbaden gegenüber der Landesebene auf deren Bedenken 

zur Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen Lkw-Durchfahrtsverbot und Umweltzone (siehe 
FAZ vom 08.06.2011) hin argumentierte. 

Beschluss Nr. 0051

Die Beschlussfassung erfolgt unter Tagesordnungspunkt 9 der heutigen Tagesordnung I  (BP 0050 
– 11-F-03-0037).

Wiesbaden,     .08.2011

Maritzen
Vorsitzender
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